
  
Anwalt für Strafrecht: Eingehungsbetrug

  

Begleichen bei einem Eingehungsbetrug Dritte nachträglich die Rechnung des Beschuldigten, so ist deren
Zahlung im Rahmen eines Betruges nur entlastend, wenn der Betrug noch nicht beendet ist.

  

Der Bundesgerichtshof setzte sich in seinem Beschluss vom 23. Mai 2017 (4 StR 141/17) damit
auseinander, ob bei der Beurteilung des Vermögensschadens eine nach Beendigung des Betruges erfolgte
Zahlung noch einzubeziehen ist. Der Beschuldigte in dem, dem Beschluss des Bundesgerichtshofs
zugrunde liegenden Sachverhalt, täuschte den betroffenen Hotelbesitzer über seine Zahlungswilligkeit und
Zahlungsfähigkeit. Hierdurch erschlich sich der Beschuldigte einen Aufenthalt im Hotel des Betroffenen.
Der Betrug war durch die Überlassung des Hotelzimmers vollendet. Zu einem späteren Zeitpunkt
beglichen Bekannte des Beschuldigten die noch ausstehende Hotelrechnung. Durch den BGH musste nun
ermittelt werden, ob der Beschuldigte keinen Vermögensschaden verursacht hat, weil die Bekannten
nachträglich die Hotelrechnung beglichen haben. Beim Eingehungsbetrug wird der betroffene Getäuschte
zum Abschluss eines Vertrages verleitet, im Zuge dessen sind bei der für die Schadensbestimmung
erforderlichen Gesamtsaldierung der Geldwert des erworbenen Anspruchs gegen den Vertragspartner und
der Geldwert der eigegangenen Verpflichtung mit einander zu vergleichen. Der Getäuschte ist geschädigt,
wenn sich ein Negativsaldo zu seinem Nachteil ergibt. Der Bundesgerichtshof ist der Auffassung, dass die
später erfolgte Zahlung nicht mehr in die Beurteilung des Vermögensschadens einzubeziehen ist. Ist ein
Betrug bereits beendet, so ist eine spätere Zahlung bei der Ermittlung des tatbestandlichen
Vermögensschadens nicht mehr zu berücksichtigen.
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